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§ 55b  

Internes Qualitätssicherungssystem 

(1) 1Berufsangehörige haben für ihre Praxis Regelungen zu schaffen, die die Einhaltung ihrer 

Berufspflichten gewährleisten, und deren Anwendung zu überwachen und durchzusetzen 

(internes Qualitätssicherungssystem). 2Das interne Qualitätssicherungssystem soll in einem 

angemessenen Verhältnis zum Umfang und zur Komplexität der beruflichen Tätigkeit stehen. 
3Das interne Qualitätssicherungssystem ist zu dokumentieren und den Mitarbeitern der Be-

rufsangehörigen zur Kenntnis zu geben. 

(2) 1Bei Berufsangehörigen, die Abschlussprüfungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs 

durchführen, haben die Regelungen nach Absatz 1 angemessene Grundsätze und Verfahren 

zur ordnungsgemäßen Durchführung und Sicherung der Qualität der Abschlussprüfung zu 

umfassen. 2Dazu gehören zumindest 

1. solide Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren, interne Qualitätssicherungsmechanismen, 

wirksame Verfahren zur Risikobewertung sowie wirksame Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen 

für Datenverarbeitungssysteme, 

2. Vorkehrungen zum Einsatz angemessener und wirksamer Systeme und Verfahren sowie der zur 

angemessenen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Mittel und des dafür erforderlichen 

Personals, 

3. Grundsätze und Verfahren, die die Einhaltung der Anforderungen an die Eigenverantwortlichkeit 

des verantwortlichen Abschlussprüfers nach § 44 Absatz 1 Satz 3 dieses Gesetzes und an die Un-

abhängigkeit nach den §§ 319 bis 319b des Handelsgesetzbuchs gewährleisten, 

4. Grundsätze und Verfahren, die sicherstellen, dass Mitarbeiter sowie sonstige unmittelbar an den 

Prüfungstätigkeiten beteiligte Personen über angemessene Kenntnisse und Erfahrungen für die 

ihnen zugewiesenen Aufgaben verfügen sowie fortgebildet, angeleitet und kontrolliert werden, 

5. die Führung von Prüfungsakten nach § 51b Absatz 5, 

6. organisatorische und administrative Vorkehrungen für den Umgang mit Vorfällen, die die ord-

nungsmäßige Durchführung der Prüfungstätigkeiten beeinträchtigen können, und für die Dokumen-

tation dieser Vorfälle, 

7. Verfahren, die es den Mitarbeitern unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität ermöglichen, 

potentielle oder tatsächliche Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 537/2014 oder gegen Be-

rufspflichten sowie etwaige strafbare Handlungen oder Ordnungswidrigkeiten innerhalb der Praxis 

an geeignete Stellen zu berichten, 

8. Grundsätze der Vergütung und Gewinnbeteiligung nach § 55 und  

9. Grundsätze und Verfahren, die gewährleisten, dass im Fall der Auslagerung wichtiger Prüfungstä-

tigkeiten die interne Qualitätssicherung und die Berufsaufsicht nicht beeinträchtigt werden. 



(3) 1Im Rahmen der Überwachung nach Absatz 1 Satz 1 haben Berufsangehörige, die Ab-

schlussprüfungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs durchführen, das interne Qualitätssi-

cherungssystem zumindest hinsichtlich der Grundsätze und Verfahren für die Abschlussprü-

fung, für die Fortbildung, Anleitung und Kontrolle der Mitarbeiter sowie für die Handakte ein-

mal jährlich zu bewerten. 2Im Fall von Mängeln des internen Qualitätssicherungssystems 

haben sie die zu deren Behebung erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 3Die Berufsange-

hörige haben einmal jährlich in einem Bericht zu dokumentieren: 

1. die Ergebnisse der Bewertung nach Satz 1, 

2. Maßnahmen, die nach Satz 2 ergriffen oder vorgeschlagen wurden, 

3. Verstöße gegen Berufspflichten oder gegen die Verordnung (EU) Nr. 537/2014, soweit diese nicht 

nur geringfügig sind, sowie 

4. die aus Verstößen nach Nummer 3 erwachsenen Folgen und die zur Behebung der Verstöße er-

griffenen Maßnahmen. 

(4) Bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfun-

gen durchführen, liegt die Verantwortung für das interne Qualitätssicherungssystem bei Be-

rufsangehörigen, vereidigten Buchprüfern oder vereidigten Buchprüferinnen oder EU- oder 

EWR-Abschlussprüfern. 

§ 57a 

Qualitätskontrolle 

(1) 1Berufsangehörige in eigener Praxis und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sind ver-

pflichtet, sich einer Qualitätskontrolle zu unterziehen, wenn sie gesetzlich vorgeschriebene 

Abschlussprüfungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs durchführen. 2Sie sind verpflichtet, 

dies bei der Wirtschaftsprüferkammer spätestens zwei Wochen nach Annahme eines Prü-

fungsauftrages anzuzeigen. 3Mit der Anzeige sind Art und Umfang der Tätigkeit mitzuteilen. 
4Wesentliche Änderungen von Art und Umfang der Prüfungstätigkeit sind ebenfalls mitzutei-

len. 

(2) 1Die Qualitätskontrolle dient der Überwachung, ob die Regelungen zur Qualitätssicherung 

nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und der Berufssatzung insgesamt und bei der 

Durchführung einzelner Aufträge eingehalten werden. 2Sie erstreckt sich auf Abschlussprü-

fungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs und auf betriebswirtschaftliche Prüfungen, die 

von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden. 3Sie umfasst auf 

der Grundlage einer angemessenen Überprüfung ausgewählter Prüfungsunterlagen eine 

Beurteilung der Angemessenheit und Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems nach 

§ 55b, insbesondere bezogen auf die Einhaltung der einschlägigen Berufsausübungsrege-

lungen, die Unabhängigkeitsanforderungen, die Quantität und Qualität der eingesetzten Mit-

tel und des Personals sowie die berechnete Vergütung. 4Die Qualitätskontrolle findet auf der 



Grundlage einer Risikoanalyse mindestens alle sechs Jahre statt. 5Haben zu Prüfende erst-

mals nach Absatz 1 Satz 2 angezeigt, gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen nach 

§ 316 des Handelsgesetzbuchs durchzuführen, hat die Qualitätskontrolle spätestens drei 

Jahre nach Beginn der ersten derartigen Prüfung stattzufinden. 6Die Entscheidung über den 

Zeitpunkt der Qualitätskontrolle und die Anordnung gegenüber den zu Prüfenden trifft die 

Kommission für Qualitätskontrolle.  

(3) 1Die Qualitätskontrolle wird durch bei der Wirtschaftsprüferkammer registrierte Berufsan-

gehörige in eigener Praxis oder durch Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (Prüfer für Quali-

tätskontrolle) durchgeführt. 2Berufsangehörige sind auf Antrag zu registrieren, wenn 

1. sie seit mindestens drei Jahren als Wirtschaftsprüfer bestellt und dabei im Bereich der gesetzlichen 

Abschlussprüfung tätig sind; 

2. sie eine spezielle Ausbildung in der Qualitätskontrolle absolviert haben und 

3. gegen sie in den letzten fünf Jahren keine berufsaufsichtliche Maßnahme nach § 68 Absatz 1 

Satz 2 Nummer 2 bis 6 wegen der Verletzung einer Berufspflicht verhängt worden ist, die ihre Eig-

nung als Prüfer für Qualitätskontrolle ausschließt. 
3Die Registrierung setzt für Berufsangehörige in eigener Praxis voraus, dass sie nach  

§ 38 Nummer 1 Buchstabe h als gesetzlicher Abschlussprüfer eingetragen sind. 
4Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sind auf Antrag zu registrieren, wenn mindestens ein 

gesetzlicher Vertreter oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 

nach Satz 2 registriert ist, sie nach § 38 Nummer 2 Buchstabe f als gesetzliche Abschluss-

prüfer eingetragen sind und sie die Anforderungen nach Satz 2 Nummer 3 erfüllen. 5Wird 

einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft der Auftrag zur Durchführung einer Qualitätskontrolle 

erteilt, so müssen die für die Qualitätskontrolle verantwortlichen Berufsangehörigen entweder 

dem Personenkreis nach Satz 4 angehören oder Gesellschafter der Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft und nach Satz 2 registriert sein. 6Sind als Prüfer für Qualitätskontrolle registrierte 

Berufsangehörige, welche die Voraussetzung von Satz 3 nicht erfüllen, in eigener Praxis und 

in sonstiger Weise tätig, dürfen sie keine Qualitätskontrolle in eigener Praxis durchführen. 

(3a) 1Die Registrierung als Prüfer für Qualitätskontrolle ist zu widerrufen, wenn die Voraus-

setzungen für die Registrierung als Prüfer für Qualitätskontrolle entfallen sind. 2Sie ist insbe-

sondere zu widerrufen, wenn 

1. die Eintragung als gesetzlicher Abschlussprüfer gemäß Absatz 6a Satz 2 gelöscht worden ist, 

2. der Prüfer für Qualitätskontrolle in den letzten drei Jahren nicht mehr im Bereich der gesetzlichen 

Abschlussprüfungen tätig gewesen ist, 

3. gegen den Prüfer für Qualitätskontrolle eine unanfechtbare berufsaufsichtliche Maßnahme nach 

§ 68 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 6 verhängt worden ist, die seine Eignung als Prüfer für Quali-

tätskontrolle ausschließt, oder 

4. der Prüfer für Qualitätskontrolle in den letzten drei Jahren keine spezielle Fortbildung in der Quali-

tätskontrolle nachweisen kann. 



3Die Registrierung einer als Prüfer für Qualitätskontrolle registrierten Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft ist zu widerrufen, wenn sie die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 4 nicht mehr 

erfüllt. 

(4) 1Berufsangehörige oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften dürfen nicht als Prüfer für 

Qualitätskontrolle tätig werden, wenn kapitalmäßige, finanzielle oder persönliche Bindungen, 

insbesondere als Teilhaber oder Mitarbeiter, zu den zu prüfenden Berufsangehörigen oder 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder sonstige Umstände, welche die Besorgnis der Be-

fangenheit begründen, bestehen oder in den letzten drei Jahren vor ihrer Beauftragung be-

standen haben. 2Ferner sind wechselseitige Qualitätskontrollen ausgeschlossen. 3Prüfer für 

Qualitätskontrolle haben zu erklären, dass keine Ausschlussgründe oder sonstige Interes-

senkonflikte zwischen ihnen und den zu Prüfenden bestehen. 

(5) 1Prüfer für Qualitätskontrolle haben das Ergebnis der Qualitätskontrolle in einem Bericht 

(Qualitätskontrollbericht) zusammenzufassen. 2Der Qualitätskontrollbericht hat zu enthalten: 

1. die Nennung der Kommission für Qualitätskontrolle und der Geprüften als Empfänger oder Emp-

fängerinnen des Berichts, 

2. eine Beschreibung von Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung, einschließlich einer Beschrei-

bung des Qualitätssicherungssystems nach § 55b, 

3. eine nach Prüfungsart gegliederte Angabe der Stundenanzahl, 

4. die Zusammensetzung und Qualifikation der Prüfer für Qualitätskontrolle und 

5. eine Beurteilung des Prüfungsergebnisses nach Absatz 2 Satz 3. 
3Zum Inhalt und zur Vereinheitlichung des Aufbaus des Qualitätskontrollberichts nach § 57c 

Absatz 2 Nummer 6 getroffene weitere Bestimmungen sind zu beachten. 4Sind von den 

Prüfern für Qualitätskontrolle keine wesentlichen Mängel im Qualitätssicherungssystem fest-

gestellt worden, haben sie zu erklären, dass ihnen keine Sachverhalte bekannt geworden 

sind, die gegen die Annahme sprechen, dass das Qualitätssicherungssystem der Praxis in 

Einklang mit den gesetzlichen oder satzungsmäßigen Anforderungen steht und mit hinrei-

chender Sicherheit eine ordnungsgemäße Abwicklung von Abschlussprüfungen nach § 316 

des Handelsgesetzbuchs und von betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der Bun-

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden, gewährleistet. 5Sind Mängel 

im Qualitätssicherungssystem oder Prüfungshemmnisse festgestellt worden, so haben die 

Prüfer für Qualitätskontrolle diese zu benennen, Empfehlungen zur Beseitigung der Mängel 

zu geben und, sofern die festgestellten Mängel wesentlich sind, ihre Erklärung nach Satz 4 

einzuschränken oder zu versagen. 6Eine Einschränkung oder Versagung ist zu begründen. 

  



(5a) 1Bei Berufsangehörigen, die gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen bei Un-

ternehmen von öffentlichem Interesse nach § 319a Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetz-

buchs durchführen, sind im Rahmen der Qualitätskontrolle die Ergebnisse der Inspektion 

nach Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 zu berücksichtigen. 2Die Qualitätskontrolle 

und der Qualitätskontrollbericht haben nicht die in Artikel 26 Absatz 6 der Verordnung (EU) 

Nr. 537/2014 genannten Bereiche zu betreffen. 3Auf der Grundlage des aktuellen In-

spektionsberichts beurteilen die Prüfer für Qualitätskontrolle ausschließlich die Wirksamkeit 

des Qualitätssicherungssystems bei gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen von 

Unternehmen, die nicht von öffentlichem Interesse im Sinne des § 319a Absatz 1 Satz 1 des 

Handelsgesetzbuchs sind, und bei betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der Bun-

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden, und benennen gegebenen-

falls festgestellte Mängel in Bezug auf diese Prüfungen. 4Der Qualitätskontrollbericht ist der 

Kommission für Qualitätskontrolle, den Geprüften und der Abschlussprüferaufsichtsstelle zu 

übermitteln. 5Im Übrigen gilt Absatz 5 entsprechend. 

(5b) 1Die Qualitätskontrolle muss im Hinblick auf den Umfang und die Komplexität der Tätig-

keit der Geprüften geeignet und angemessen sein. 2Dies ist insbesondere bei der gesetzli-

chen Abschlussprüfung von mittleren und kleinen Unternehmen nach § 267 Absatz 1 und 2 

des Handelsgesetzbuchs zu berücksichtigen, wobei der Art, der Anzahl der Mandate und der 

Größe der Praxis des Geprüften besondere Bedeutung zukommt. 

(6) 1Die zu Prüfenden haben bei der Kommission für Qualitätskontrolle bis zu drei Vorschläge 

für mögliche Prüfer für Qualitätskontrolle einzureichen. 2Die eingereichten Vorschläge müs-

sen jeweils um eine Unabhängigkeitsbestätigung der Prüfer für Qualitätskontrolle nach Maß-

gabe der Satzung für Qualitätskontrolle ergänzt sein (§ 57c Absatz 2 Nummer 7). 3Von den 

Vorschlägen kann die Kommission für Qualitätskontrolle unter Angabe der Gründe einzelne 

oder alle ablehnen; dies ist den zu Prüfenden innerhalb von vier Wochen seit Einreichung 

der Vorschläge mitzuteilen, ansonsten gelten die Vorschläge als anerkannt. 4Bei Ablehnung 

aller Vorschläge können die zu Prüfenden bis zu drei neue Vorschläge einreichen; die Sätze 

2 und 3 finden Anwendung. 5Im Fall der erneuten Ablehnung aller Vorschläge hat die Kom-

mission für Qualitätskontrolle einen zu beauftragenden Prüfer für Qualitätskontrolle zu be-

nennen. 6Die Prüfer für Qualitätskontrolle sind von den zu Prüfenden eigenverantwortlich zu 

beauftragen. 

(6a) 1Nach Abschluss der Prüfung leiten die Prüfer für Qualitätskontrolle eine Ausfertigung 

des Qualitätskontrollberichts unverzüglich und möglichst elektronisch der Wirtschaftsprüfer-

kammer zu. 2Die Kommission für Qualitätskontrolle entscheidet auf Löschung der Eintragung 

nach § 38 Nummer 1 Buchstabe h oder Nummer 2 Buchstabe f, wenn 

1. die Qualitätskontrolle nicht innerhalb der von der Kommission für Qualitätskontrolle vorgegebenen 

Frist oder unter Verstoß gegen Absatz 3 Satz 1 und 5 oder Absatz 4 durchgeführt worden ist, 

2. wesentliche Prüfungshemmnisse festgestellt worden sind oder 



3. wesentliche Mängel im Qualitätssicherungssystem festgestellt worden sind, die das Qualitätssi-

cherungssystem als unangemessen oder unwirksam erscheinen lassen. 

(7) 1Aufträge zur Durchführung der Qualitätskontrolle können nur aus wichtigem Grund ge-

kündigt werden. 2Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt des Qualitätskontrollberichts 

gelten nicht als wichtiger Grund. 3Prüfer für Qualitätskontrolle haben der Kommission für 

Qualitätskontrolle über das Ergebnis ihrer bisherigen Prüfung und den Kündigungsgrund zu 

berichten. 4Der Bericht ist von den zu Prüfenden im Fall einer späteren Qualitätskontrolle den 

nächsten Prüfern für Qualitätskontrolle vorzulegen. 

(8) 1Die Wirtschaftsprüferkammer hat den Qualitätskontrollbericht sieben Jahre nach Eingang 

aufzubewahren und anschließend zu vernichten. 2Im Fall eines anhängigen Rechtsstreits 

über Maßnahmen der Kommission für Qualitätskontrolle verlängert sich die Frist bis zur 

Rechtskraft des Urteils. 

§ 57b  

Verschwiegenheitspflicht und Verantwortlichkeit 

(1) Der Prüfer für Qualitätskontrolle und seine Gehilfen, die Mitglieder der Kommission für 

Qualitätskontrolle (§ 57e) und die Bediensteten der Wirtschaftsprüferkammer sind, auch 

nach Beendigung ihrer Tätigkeit, verpflichtet, über die ihnen im Rahmen der Qualitätskontrol-

le bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 

(2) 1Für die Mitglieder der Kommission für Qualitätskontrolle und die Bediensteten der Wirt-

schaftsprüferkammer gilt § 64 Abs. 2 entsprechend. 2Der Genehmigung bedarf auch die Vor-

legung oder Auslieferung von Schriftstücken durch die Wirtschaftsprüferkammer an Gerichte 

oder Behörden. 3Die Genehmigung erteilt in den Fällen der Sätze 1 und 2 die Kommission 

für Qualitätskontrolle. 4Sie kann nur erteilt werden, wenn der Beschuldigte den geprüften 

Wirtschaftsprüfer, die geprüfte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder den Prüfer für Qualitäts-

kontrolle von der Pflicht zur Verschwiegenheit entbunden hat. 

(3) Soweit dies zur Durchführung der Qualitätskontrolle erforderlich ist, ist die Pflicht zur Ver-

schwiegenheit nach Absatz 1, § 43 Abs. 1 Satz 1, § 64 Abs. 1 dieses Gesetzes und § 323 

Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs sowie die Pflicht zur Verschwiegenheit der Perso-

nen, die den Beruf gemeinsam mit dem Wirtschaftsprüfer in eigener Praxis ausüben, einge-

schränkt. 

(4) § 323 des Handelsgesetzbuchs gilt vorbehaltlich des Absatzes 3 entsprechend. 

  



§ 57c 

Satzung für Qualitätskontrolle 

(1) 1Die Wirtschaftsprüferkammer erlässt eine Satzung für Qualitätskontrolle; die Satzung 

wird vom Beirat der Wirtschaftsprüferkammer beschlossen. 2Die Satzung und deren Ände-

rungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministeriums für Wirt-

schaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für Ver-

braucherschutz. 

(2) Die Satzung für Qualitätskontrolle hat im Rahmen der Vorschriften dieses Gesetzes nä-

her zu regeln: 

1. die Voraussetzungen und das Verfahren der Registrierung der Prüfer für Qualitätskontrolle sowie 

des Widerrufs der Registrierung nach § 57a Absatz 3 und 3a sowie nach § 63f Abs. 2 des Geset-

zes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 

2. Ausschlussgründe des Prüfers für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 4; 

3. das Verfahren nach den §§ 57a ff. innerhalb der Wirtschaftsprüferkammer; 

4.  die Mitteilungspflichten nach § 57a Absatz 1 Satz 3 und 4, die Risikoanalyse nach § 57a Absatz 2 

Satz 4 und die Anordnung der Qualitätskontrolle nach § 57a Absatz 2 Satz 6; 

5. die Maßnahmen der Kommission für Qualitätskontrolle; 

6.  Umfang und Inhalt der Qualitätskontrolle nach § 57a Absatz 2 Satz 3 und des Qualitätskontrollbe-

richts nach § 57a Absatz 5; 

7. Bestimmungen zu Inhalt und Aufbau der Unabhängigkeitsbestätigung nach § 57a Abs. 6 Satz 2; 

8. Umfang und Inhalt der speziellen Ausbildungsverpflichtung nach § 57a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2, 

der in §57a Absatz 3a genannten speziellen Fortbildung sowie den entsprechenden Aus- oder 

Fortbildungsnachweis. 

§ 57d 

Mitwirkungspflichten 

1Wirtschaftsprüfer in eigener Praxis, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sowie die Personen, 

die den Beruf gemeinsam mit diesen ausüben, sind verpflichtet, dem Prüfer Zutritt zu den 

Praxisräumen zu gewähren, Aufklärungen zu geben sowie die verlangten Nachweise vorzu-

legen, soweit dies für eine sorgfältige Prüfung erforderlich ist. 2§ 62 Absatz 2 und 3 gilt ent-

sprechend. 3Die Mitwirkung kann nicht im Wege des Verwaltungszwangs nach § 57e Abs. 3 

erzwungen werden. 

  



§ 57e 

Kommission für Qualitätskontrolle 

(1) 1In der Wirtschaftsprüferkammer wird eine Kommission für Qualitätskontrolle eingerichtet. 
2Mitglieder der Kommission für Qualitätskontrolle sind Berufsangehörige und vereidigte 

Buchprüfer, die auf Vorschlag des Vorstands vom Beirat gewählt werden; mindestens ein 

Mitglied soll im genossenschaftlichen Prüfungswesen erfahren und tätig sein. 3Sie sind un-

abhängig und nicht weisungsgebunden. 4Die Kommission für Qualitätskontrolle ist innerhalb 

der Wirtschaftsprüferkammer zuständig für alle Angelegenheiten der Qualitätskontrolle im 

Sinne von § 57a, soweit nicht die Abschlussprüferaufsichtsstelle zuständig ist. 5Ihr obliegt 

insbesondere: 

1. Anordnungen zur Durchführung einer Qualitätskontrolle nach § 57a Absatz 2 Satz 6 zu treffen; 

2. Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 zu registrieren; 

3. Qualitätskontrollberichte entgegenzunehmen und auszuwerten; 

4. die Aufsicht über die Prüfer für Qualitätskontrolle nach Absatz 7 sowie Entscheidungen über die 

Rücknahme oder den Widerruf der Registrierung als Prüfer für Qualitätskontrolle zu treffen; 

5. über Maßnahmen nach den Absätzen 2 und 3 und die Löschung der Eintragung nach § 57a Ab-

satz 6a Satz 2 zu entscheiden; 

6. Widersprüche gegen Entscheidungen im Zusammenhang mit der Qualitätskontrolle zu bescheiden. 
6Die Kommission für Qualitätskontrolle kann im Einvernehmen mit der Abschlussprüfer-

aufsichtsstelle an Qualitätskontrollen teilnehmen und sich Arbeitsunterlagen des Prüfers 

für Qualitätskontrolle vorlegen lassen. 

(2) 1Liegen bei Berufsangehörigen in eigener Praxis oder bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-

ten Mängel vor, wurden Verletzungen von Berufsrecht, die auf Mängeln des Qualitätssiche-

rungssystems beruhen, festgestellt oder wurde die Qualitätskontrolle nicht nach Maßgabe 

der §§ 57a bis 57d und der Satzung für Qualitätskontrolle durchgeführt, kann die Kommissi-

on für Qualitätskontrolle Auflagen zur Beseitigung der Mängel erteilen oder eine Sonderprü-

fung anordnen. 2Werden Auflagen erteilt, haben die Geprüften diese in einer von der Kom-

mission für Qualitätskontrolle vorgegebenen Frist umzusetzen und hierüber unverzüglich 

einen Bericht vorzulegen. 3Die Kommission für Qualitätskontrolle kann bestimmen, dass mit 

der Sonderprüfung ein anderer Prüfer für Qualitätskontrolle beauftragt wird. 4Sind die Vo-

raussetzungen des § 57a Absatz 6a Satz 2 gegeben, entscheidet die Kommission für Quali-

tätskontrolle über die Löschung der Eintragung. 5Die Berufsangehörigen oder Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften sind vor dem Erlass der Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 4 anzuhö-

ren. 6Beabsichtigt die Wirtschaftsprüferkammer, eine Eintragung nach § 57a Absatz 6a 

Satz 2 zu löschen, hat sie den Vorgang zuvor der Abschlussprüferaufsichtsstelle vorzulegen. 
7Für Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 4 gegenüber Berufsangehörigen, die gesetzlich 

vorgeschriebene Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öffentlichem Interesse nach 

§ 319a Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs durchführen, bleibt die Zuständigkeit der 

Abschlussprüferaufsichtsstelle nach § 66a Absatz 6 unberührt. 



(3) 1Befolgen Berufsangehörige oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften Maßnahmen nach 

Absatz 2 nicht, kann die Kommission für Qualitätskontrolle ein Zwangsgeld bis zu 25.000 

Euro verhängen. 2Werden trotz wiederholter Festsetzung eines Zwangsgeldes Auflagen und 

sonstige Maßnahmen nach Absatz 2 nicht fristgerecht oder nicht vollständig umgesetzt, ist 

die Eintragung der Anzeige nach § 38 Nummer 1 Buchstabe h oder Nummer 2 Buchstabe f 

zu löschen. 

(4) Die Kommission für Qualitätskontrolle hat den Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer zu 

unterrichten, wenn ein Widerruf der Bestellung als Wirtschaftsprüfer oder der Anerkennung 

als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder die Einleitung eines berufsaufsichtlichen Verfahrens 

in Betracht zu ziehen ist.  

(5) 1Die im Rahmen der Qualitätskontrolle nach § 57d oder bei Maßnahmen nach den Absät-

zen 2 und 3 erteilten Auskünfte und übermittelten Unterlagen und Daten dürfen auch für sol-

che Aufsichtsverfahren verwendet werden, die sonst von der Wirtschaftsprüferkammer oder 

der Abschlussprüferaufsichtsstelle eingeleitet oder geführt werden. 2Sobald die Unterlagen 

oder Daten nicht mehr erforderlich sind, sind sie unverzüglich zurückzugeben oder zu lö-

schen.  

(6) 1Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend, wenn sich außerhalb einer Qualitätskontrolle 

im Sinne des § 57a Anhaltspunkte für Mängel im Qualitätssicherungssystem von Berufsan-

gehörigen oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften ergeben. 2Die Kommission für Qualitäts-

kontrolle ist dabei an die im Verfahren nach § 62b getroffenen Feststellungen gebunden. 

(7) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle untersucht bei Prüfern für Qualitätskontrolle (§ 57a 

Absatz 3), ob diese bei den Qualitätskontrollen die gesetzlichen Anforderungen und die 

Berufsausübungsregelungen eingehalten haben. 2Absatz 2 Satz 1 bis 4 und 7, Absatz 3 

Satz 1 und Absätze 4 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 57f 

(aufgehoben) 

§ 57g 

Freiwillige Qualitätskontrolle 

§ 57a Absatz 2 bis 6a und die §§ 57b bis 57e gelten entsprechend für die freiwillige Durch-

führung einer Qualitätskontrolle bei Wirtschaftsprüfern in eigener Praxis und Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaften. 

  



§ 57h 

Qualitätskontrolle bei Prüfungsstellen der Sparkassen- und Giroverbände 

(1) 1§ 57a Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 bis 5 und 5b bis 8, die §§ 57b bis 57d und § 66a Ab-

satz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 bis 3, Absatz 5 Satz 1 und Absatz 8, § 66b und § 136 gelten 

entsprechend für die Qualitätskontrolle bei Prüfungsstellen der Sparkassen- und Girover-

bände, soweit diese Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer sind und das Landesrecht hin-

sichtlich der Verpflichtung zur Durchführung der Qualitätskontrolle nichts anderes vorsieht. 
2Maßstab, Reichweite und Zeitpunkt der Qualitätskontrolle werden in entsprechender An-

wendung von § 57a Abs. 2 durch die nach Landesrecht zuständige Aufsichtsbehörde be-

stimmt. 3§ 57e Abs. 2 findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die Kommis-

sion für Qualitätskontrolle nicht über belastende Maßnahmen gegenüber den Prüfungsstellen 

entscheidet, sondern der nach Landesrecht zuständigen Aufsichtsbehörde unverzüglich die 

Tatsachen und Schlussfolgerungen mitteilt, die Grundlage solcher Maßnahmen sein können. 
4Erkennt die Wirtschaftsprüferkammer, dass eine Eintragung nach § 57a Absatz 6a Satz 2 zu 

löschen ist, so ist § 57e Absatz 2 Satz 4 mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Vorgang 

der nach Landesrecht zuständigen Aufsichtsbehörde zur Entscheidung vorzulegen ist. 

(2) 1Prüfer für Qualitätskontrolle können im Falle des Absatzes 1 auch Prüfungsstellen der 

Sparkassen- und Giroverbände sein. 2Eine Prüfungsstelle ist auf Antrag nach § 57a Abs. 3 

zu registrieren, wenn der Leiter der Prüfungsstelle nach § 57a Abs. 3 Satz 2 registriert ist 

und die Prüfungsstelle die Voraussetzung nach § 57a Abs. 3 Satz 3 erfüllt. 3Wird einer Prü-

fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes der Auftrag zur Durchführung einer Quali-

tätskontrolle erteilt, so muss die für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 Satz 5 verantwortli-

che berufsangehörige Person der Leiter oder die Leiterin der Prüfungsstelle des Sparkassen- 

und Giroverbandes sein und nach § 57a Abs. 3 Satz 2 registriert sein. 

(3) 1Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 findet keine Anwendung auf die Prüfungs-

stellen der Sparkassen- und Giroverbände, soweit Landesrecht nichts anderes vorsieht. 
2Gehört die zu prüfende Sparkasse zu den in § 319a Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetz-

buchs genannten Unternehmen und hat sie eine Bilanzsumme von mehr als 3 Milliarden Eu-

ro, hat, soweit Landesrecht nichts anderes vorsieht, in entsprechender Anwendung des Arti-

kels 8 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 eine prüfungsbegleitende Qualitätssicherung statt-

zufinden. 3Die prüfungsbegleitende Qualitätssicherung darf nur von solchen fachlich und 

persönlich geeigneten Personen wahrgenommen werden, die an der Durchführung der Prü-

fung nicht beteiligt sind. 

  



§ 136 

Übergangsregelung für § 57a 

(1) 1Berufsangehörige und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die über eine wirksame 

Teilnahmebescheinigung oder Ausnahmegenehmigung nach dem bis zum 16. Juni 2016 

geltenden § 57a Absatz 1 verfügen, werden von Amts wegen als gesetzliche Abschluss-

prüfer nach § 38 Nummer 1 Buchstabe h oder Nummer 2 Buchstabe f in das Register ein-

getragen. 2Ebenso werden genossenschaftliche Prüfungsverbände, die über eine wirksame 

Teilnahmebescheinigung oder Ausnahmegenehmigung nach dem bis zum 16. Juni 2016 

geltenden § 57a Absatz 1 in Verbindung mit § 63g Absatz 2 Satz 1 des Genossenschafts-

gesetzes verfügen, von Amts wegen nach § 40a Absatz 1 Satz 1 in das Register 

eingetragen. 3Die Anzeigepflicht nach § 57a Absatz 1 Satz 2 und 3 entfällt. 

(2) Berufsangehörige und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die am 16. Juni 2016 über eine 

bis zum 31. Juli 2017 befristete Teilnahmebescheinigung oder Ausnahmegenehmigung nach 

dem bis zum 16. Juni 2016 geltenden § 57a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 6 Satz 7 verfügen, 

haben die Qualitätskontrolle bis zum Ende dieser Frist durchzuführen und den 

Qualitätskontrollbericht einzureichen.  

(3) Der erste Nachweis der speziellen Fortbildung nach § 57a Absatz 3a Satz 2 Nummer 4 

ist spätestens bis zum 16. Juni 2019 zu führen. 

§ 138 

Behandlung schwebender Verfahren 

(1) 1Verfahren bei der Abschlussprüferaufsichtskommission, die am 16. Juni 2016 noch nicht 

abgeschlossen sind, gehen auf die Abschlussprüferaufsichtsstelle über. 2Die Vorgänge sind 

der Abschlussprüferaufsichtsstelle zuzuleiten. 

(2) 1Verfahren bei der Wirtschaftsprüferkammer, die am 16. Juni 2016 noch nicht abge-

schlossen sind, gehen auf die Abschlussprüferaufsichtsstelle über, soweit die Zuständigkeit 

für diese Verfahren nach der vom 17. Juni 2016 an geltenden Fassung dieses Gesetzes 

nicht mehr bei der Wirtschaftsprüferkammer, sondern bei der Abschlussprüferaufsichtsstelle 

liegt. 2Die Vorgänge sind der Abschlussprüferaufsichtsstelle zuzuleiten. 

(3) Auf berufsgerichtliche Verfahren, die am 16. Juni 2016 noch nicht rechtskräftig abge-

schlossen sind, ist dieses Gesetz in der bis zum 16. Juni 2016 geltenden Fassung anzuwen-

den. 

 


